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Die vorliegenden Ergebnisse wurden durch eine lieinungsumfrag 
Zentralinstituts für Jugendforschung nit Unterstützung des I 
tuts für Marktforschung Leipzig erhoben.
Angezielt waren repräsentative Aussagen von DDR-Bürgern zur
wertung der aktuell-politischen Situation sowie Vorstellung“ 
Entwicklung des Landes, zwei 'Wochen vor der Volkskanmer.vahl 
18.3.1990.
Einbezogen wurde eine repräsentative DDR-Populatior. von 1307 
Bürgern über 15 Jahre.
Eingesetzt wurde ein zweiseitiger Fragebogen nit geschlossen 
und offenen Indikatoren.
Die Untersuchung fand zwischen den 22.2. und 12.3-1590 ztasz
1. 'Wahlbeteiligung, Parteienpräferenzen
In Vergleich zur Untersuchung von Anfang Februar hat sich di 
(vernutliche) Wahlbeteiligung wieder etwas erhöht.
lab. 1: Wahlbeteiligung
"'Wenn die Wahlen zur Volkskammer morgen wären: 'Würde 
sich daran beteiligen?"
ja nein Das weiß
       ich nicht.____
11 1 86 2 12
11 2 79 5 16
M 3 85 5 10
Studenten 81 5 16
Arbeiter 81 6 13
Angestellte 88 4 8
Rentner 84 7 9
1 5 - 2 4  Jahre 77 5 18
25 - 34 Jahre 82 6 12
über 34 Jahre 87 5 3
Optimisten 91 2 7
Fessimisten 69' 4 27
Die in den Studien M 1 und M 2 festgestellte geringere potentielle 
Wahlbeteiligung der weiblichen Befragten traf nunmehr Anfang Fürs 
(B 3) nicht mehr zu. Hach wie vor zeigte sich aber ein höherer 
Anteil noch Unentschlossener unter den Jugendlichen. Territorial 
traten keine Unterschiede in der Wahlbeteiligung auf.
Besonders wahlfreudig zeigten sich jene Befragten, die sich gleich­
zeitig sehr für die Vereinigung beider deutscher Staaten ausspra- 
chen (90 Prozent), desgleichen jene, die ihre persönliche Zukunft 
optimistisch sehen. Da (wie im folgenden noch belegt wird) insbe­
sondere die potentiellen konservativen 'Wähler eine deutsche Ein­
heit befürworteten und überwiegend optimistisch die persönliche 
Zukunft betrachteten, konnte bereits auf eine hohe Wahlbeteili­
gung insbesondere des konservativen Spektrums geschlossen werden.
Tab. 2: Parteienpräferenzen
"Welcher der folgenden Parteien/neuen Bewegungen würden 
Sie Ihre St inane geben?"
U l  U 2 r.I 3 vorläufiges
\7a hlerge bni s 
_____________________________ vor. 18.3.1990
CDU 10 13 22 40,9
SED/PDS 31 12 17 1 6 , 3
IJDPD 3 1 1 0,4
DBD 5 4 3 2,3
SPD 6 53 34 22,0
Demokr. Aufbruch - 2 2 0,9
Grüne Partei - 2 3 2,0 ;;)
Vereinigte Linke - 0 1 0,2
Die Heiken - 1 0
DD? 23 3 3 5 , 1
P.D.P. - - 1
Heues Porum 17 3 1 2,6 r-.r.:r.)
Demokratie jetzt - 1 7
DSU - 2 7 3
einer anderen 5 1 1 0,8
keiner - 2 3
x) bei der Wahl: Grüne Partei und UPV
xx) bei der Wahl: Vereinigte Linke/Die Heiken
xxx) bei der 'Wahl: Bund Preier Demokraten (LDP, P.D.P., DP?)
xxxx) bei der Wahl: Bündnis 90 (Demokratie jetzt, Heues Porum,
IPH)
Von Anfang Pebruar zu Anfang liärz haben sich weitere erhebliche 
Veränderungen vollzogen. So haben die Allianz-Parteien CDU und 
DSU erhebliche Stimmanteile gewonnen, v/ährend die SPD starke Ver­
luste registrieren muß. leicht sugenommen hat der Anteil der PD5- 
iVänler, sicher vornehmlich begünstigt durch die Bereitschaftser­
klärung von Hans Uodrov;, am 18. Uärz für diese Partei zu kandi­
dieren. llodrow ist vor dem 18. Uärz eindeutig der beliebteste 
Politiker bei der. DDR-Bürgern.
Für die Veränderungen in den Haupt-Wählerpotentialen (SPD und 
Allianz) gibt es mehrere Erklärungsansätze. An dieser Stelle soll 
nur darauf verwiesen werden, daß nach der Bildung der Allianz für 
den DDR-Bürger eine deutliche Alternative zur SPD gegeben war.
Hachdem zunächst die SPD mit einem eigenständigen Programm aufge- 
v/artet hatte und sich der Unterstützung der Y/est-SPD sicher sein 
konnte, wurde nun nach Jahreswechsel auch zunehmend bei den Al­
lianz-Parteien Programmatik erkennbar, erhielten auch diese Partei­
en starken Rückenwind aus Bonn und München. Entscheidend für die 
'Wahl von Allianz oder SPD wurde immer mehr die Haltung zur deut­
schen Einheit. Es ergibt sich ein klarer Zusammenhang zwischen 
der geäußerten V/ahlabsicht der Allianz und den Wunsch nach mög­
lichst sofortiger Vereinigung der deutschen Staaten. Schon an an­
derer Stelle wurde hervorgehoben, daß die potentiellen 'Wähler von 
CDU und DSU so gut wie 100prozentig die Vereinigung befürworteten, 
und nur ein Viertel von ihnen wandte sich gegen die sofortige 
"Vollstreckung" dieses Prozesses.
Aus der Untersuchung M 2 ist überdies bekannt, daß die meisten 
DDR-Bürger die Lebensbedingungen in der Bundesrepublik deutlich 
besser bewerten als in der DDR, selbst die "gerechte Verteilung 
von Einkommen". Man kann davon ausgehen, daß der übermächtige 
Wunsch nach besseren Lebensbedingungen (und nach der D-Mark) 
letztlich für den enormen Stimmenzuwachs für die Allianz gesorgt 
hat. Tendenziell ist dos aus den Untersuchungsergebnissen zu fol­
gern, in dieser Höhe war es nicht absehbar.
Zu einigen Differenzierungen.
Do bei H 3 keine gesonderte ZIJ-?opulation befragt wurde, bleibt 
eine spezifische Betrachtung der potentiellen Wählergruppen unter 
Schülern und Lehrlingen fragmentarisch. Insgesamt entschieden sie 
sich, wie schon bei M 2, weniger häufig für die CDU und LDP, dage­
gen häufiger als im Durchschnitt für die SPD. Das geht auch aus 
einer gesonderten Betrachtung der Altersgruppen hervor und läßt 
darauf schließen, daß unter jüngeren Leuten (unter 25 Jahren) das 
konservative Wählerpotential möglicherweise begrenzt ist.
(vgl. auch Tab. 3)
Während die SPD von allen Eätigkeitsgruppen etwa in gleichen 
Zustimmung erhielt, wählten besonders Arbeiter und Rentner äi 
CDU, Selbständige darüber hinaus sehr häufig die DSU, Die PDS 
hielt überdurchschnittliche Stinmanteile von Angestellten. 
Deutlich absehbar war, daß die CDU gemeinsam mit den Allianz- 
Parteien in allen Ortsgrößen unterhalb 100 000 Einwohner iere 
häufiger gewählt wurde als die SPD. Hier deutete sich bereits 
Stadt-Land-Gefälle, wie es sich dann am Wahltag bewahrheitete
lab. 3: Parteienpräferensen, öifferensiert (Auswahl)
"Welcher der folgenden Parteien/neuen Bewegungen würc 




SPD PDS DBD Grüne Bund rüni
freier
Dencücr.
15-24 Jahre 22 43 17 1 5 4 3
25-34 Jahre 29 33 1 6 ,1 5 0 1
35-44 Jahre 32 29 22 -1 9 v '
45-54 Jahre 38 34 14 4 0 p p
55-Ö4 Jahre 30 33 22 6 1 r
65 u. älter 33 32 20 5 1
Orte :
unter 2000 Ew. 35 33 1 7 7 2 1
bis 10 000 Ew. 34 27 15 5 2 6 2
bis 50 000 Ew. 33 30 20 O 3 4 2
bis 100 000 3w. ' 36 35 18 T 3 2 1
üb. 100 000 Sw. 24 36 20 1 4 5 4
Optimisten 41 30 13 2 2 6 1
Pessimisten 21 29 2 5 0 2
Einheit DDR/BED
sehr dafür 49 31 /r p 2 6 2
sehr dagegen 
(n = 28;








Mecklenburg- 28 39 19 8 2. 1 2
Vorpommern (39)*) (24) (22) (5) (2) (4) (2)
Brandenburg 21 33 25 6 2 5 2
(38) (29) (18) (3) ' (2) (5) (3)
Sa chsen-Anhalt 32 32 18 1 4 5 3
(48) (24) (14) (2) (2) (8) (2)
Sachsen 41 30 13 2 3 4 2
(58) (15) (13) (2) (2) (6) (3)
Thüringen 30 35 18 3 3 8 1
(60) (17) (11) (1) (2) (5) (2)
Berlin 19 44 23 1 2 4 3
(22) (35) (30) (0) (3) (3) (6)
x) in Klammem: tatsächliches Wahlergebnis vom 18. März
Klar su erkennen ist auch, daß 3ürger, die optimistisch in die 
persönliche Zukunft sehen, deutlich häufiger die Allianz bzw. die 
liberalen wählen wollten, als die Pessimisten. Letztere wiederum 
gehörten vornehmlich zum Wähler-Potential der PDS.
Doch einmal wird auch aus Tabelle 3 deutlich, daß Befürworter der 
deutschen Einheit vor allem Allianz oder SPD wählen wollten, wäh­
rend Gegner der Vereinigung sich überwiegend für die PDS entschei­
den wollten.
Aus der länder-Übersicht geht hervor, daß besonders in Sachsen 
ein starkes Wählerpotential für die Allianz bereit stand, während 
im Horden und selbst in Thüringen die SPD stärker schien. Tenden­
ziell hat sich in Wahlergebnis bestätigt, was sich für Sachsen 
und Brandenburg bereits Anfang März abzeichnete. Insbesondere die 
totale Veränderung des Wählerverhaltens in Thüringen, wo die Al­
lianz schließlich fast 60 Prozent der Stimmen errang, war jedoch 
nicht absehbar.
Tab« 4: V7ahlnich.erh.eit
"Und wie sicher sind Sie sich Ihrer eben getroffenen 
Wahl?"
sehr eher eher sehr
________________sicher sicher unsicher unsicher
M 2 ....42 43 12 3
M 3 41 41 15 3
männlich 46 40 12 2
weiblich 36 43 18 3
15-24 Jahre 35 46 17 2
25-34 Jahre 38 43 16 3
Ältere 44 40 13 3
Die Wahlsicherheit blieb von Anfeng Pebruar bis Anfang
relativ konstant, nahm jedoch auch nicht zu. Der Kreis
sicheren ließ vermuten,• daß am Wahlsonntag die Ergebnisse bis zu 
20 Prosent von der Analyse Anfang März abweichen könnten.
Die "unsicheren Kandidaten" sind aus unserer Sicht neben der 
letztlich noch um 8 Prosent höheren Wahlbeteiligung als in un­
serer Untersuchung ausgewiesen die möglichen Verursacher der gro­
ßen Unterschiede zwischen unseren Analysedaten und den tatsäch­
lichen Wahlergebnissen für die Allianz und die SPD. V/eibliche Wäh­
ler waren in M 3, wie schon in M 2, weniger "sehr sicher" als 
männliche (10 Prozent). Keine Unterschiede ergaben sich nach der 
Ortsgröße.
Am häufigsten sehr sicher waren sich ihrer Wahl Anfang März die 
Optimisten (54 Prosent) und die Einheits-Befürworter (51 Prozent), 
aber auch ihre Gegner (50 Prozent). In bezug auf die einzelnen 
Parteien erwiesen sich die potentiellen Wähler der PDS am sicher­
sten (59 Prozent sehr sicher), es folgten mit jeweils 45 Prozent 
CDU und DSU sowie mit 40 Prosent die SPD.
Das heue Porum hatte zu diesem Zeitpunkt nur 23 Prozent sehr si­
chere Wähler. Im Vergleich zur M 2 hatte damit die VVahlsicherr.eit 
der PDS-Wähler deutlich zugenommen (damals 48 Prozent).
Unter den deutschen Politikern, die namentlich vorgegeben waren, 
erhielt der BRD-Bundespräsident Richard von Weizsäcker deutlich 
das größte Vertrauen von DDR-Bürgern. Einen ebenso klaren "zwei­
ten Platz" in dieser Rangreihe nahm der DDR-Ministerpräsident 
Hans Modrow ein.
Tab. 5: Vertrauen zu Persönlichkeiten
"Inwieweit haben Sie Vertrauen zu folgenden Persönlich­
keiten der DDR bzw. der BRD?
sehr
großes
großes geringes über' 
ke in:
Richard v. 
V/eizsäcker 49 34 13 4
über 45 Jahre 62 27 9 2
CDU-Y/ähler 64 28 7 ■1
SPD-Y/ähler 57 30 11 2
PDS-Y/Shler 26 47 20 7
Hans Iiodrow 36 39 19 6
CDU-7/ähler 14 43 33 10
SPD-Wähler 34 45 17 4
PDS-Y/ähler 84 1 b 0 0
Oskar Lafontaine 15 . 39 34 12
über 55 Jahre 18 45 28 o
CDU-Y/ähler 9 27 45 19
SPD-Y/ähler 27 49 20 £
PDS-',Zähler 10 1 V*r l 36 7
Helmut Kohl 14 23 32 31
CDU-Y/ähler 40 39 17 4
SPD-Dahier 5 20 43 32
PDS-Y/änler 1 2 24 73
Ibrahim Böhne 7 27 47 19
CDü-Y/ähler 2 13 58 22
SPD-Y/£hler 19 4 h 29 7
?DS-’.7ähler 1 16 58 25
sehr
großes
großes geringes überhaupt 
____________keine____
Lothar de ISaiziere 5 19 42 34
CDU-Wähl er ' 20 43 31 6
SPD-Wähler 0 10 51 39
PDS-Wähler 0 4 38 58
Wolfgang Schnur 3 12 32 53
CDU-Wähler 7 22 43 28
SPD-Wähler 1 11 31 57
PDS-Wähler 1 3 13 78
Ministerpräsident Modrow vertrauten mit 75 Prozent der DDR-Bürger 
fast noch genau so viele wie in der Untersuchung I.T 1 in Ilover.ber 
1989 (damals 82 Prozent). Er erweist sich bis zum letzten Ar.tstag 
als integrer und anerkannter Politiker. Bemerkenswert ist sicher, 
daß er Anfang März von den künftigen SPD-’.Vählern mehr Stimmer, er­
hält als deren eigener Spitzenkandidat Ibrahim Böhme und vor der 
potentiellen CDU-Wählern ähnlich hoch eingeschätzt wird wie derer 
Spitzenkandidat Lothar de Kaiziere. Daß die PDS-Wähler ihm ge­
schlossen zustimmen, war anzunehmen.
Bei den weiteren Politikern aus Ost und West wird der Vertrauer.z- 
zuschlag besonders durch die Wahlabsicht differenziert: SPD-’.Vähler 
lehnen CDU-Politiker, CDU-Wähler lehnen SPD-Politiker, PDS-V.ahler 
lehnen beide ab. V/eiter wird deutlich, daß die Spitzenkandidaten 
von CDU und SPD nur von etwa zwei Dritteln der Wähler' dieser Par­
teien auch das Vertrauen ausgesprochen erhalten. Insgesamt zeigt ■ 
sich mit dieser Analyse noch einmal deutlich, daß es nach der '.'.'ende 
- und dem durch sie erzeugten politischen Vakuum - nach wie vor er 
hervortretenden Politikern mangelt, die über ihre Parteigrenzen 
hinaus anerkannt sind. Symptomatisch dafür ist auch die Patszch.e, 
daß die potentiellen CDU-'.7ähler dem Bundeskanzler der BRD mehr ver­
trauen als dem CDU-Vorsitzenden in der DDR, andererseits auch, die 
SPD-’.Vähler dem Kanzler-Kandidaten Oskar Lafontaine noch etwas häu­
figer das Vertrauen aussprechen als dem. SPD-C-escrüftsführer in der 
DDR. Angesichts der geringen Profilierungs-Zeit der DDR-Politiker 
(mit Ausnahme von llodrow) seit Herbst 1989 verwundert dies aller­
dings nicht.
Mit der M 3 'wurde die Analyse der Auffassungen zur Vereinigung bei­
der deutscher Staaten fortgeschrieben. Zum Zeitpunkt der Untersu­
chung hatten sich im Rahmen des Wahlkampfes mit Ausnahme des Ak­
tionsbündnisses Vereinigte Linke (AVL) alle größeren Parteien (ein­
schließlich der PDS) für ein einheitliches Deutschland ausgesprochen, 
allerdings mit unterschiedlichen Prämissen zum Wann und Wie.
Tab. 6; Stellung zur Vereinigung von DDR und BRD
"Y/ie stehen Sie zu einer Vereinigung von DDR und 3RD?"
1 Ich bin sehr dafür
2 Ich bin eher dafür als dagegen
3 Ich bin eher dagegen als dafür
4 Ich bin sehr dagegen
1 2 (1+2) 3 4
H 1 1 6 32 (48) 29 23
II 2 40 39 (79) 15 6
K 3 43 41 (84) 13 3
männlich II 1 16 28 (44) 31 25
11 2 44 38 (82) 14 4
M 3 49 39 (88) 10 2
weiblich U 1 15 33 (48) 25 27
ü 2 37 39 (76) 16 8
II 3 38 42 (80) 16 4
15-24 J. I.I 1 14 30 (44) 28 28
11 2 40 38 (78) 16 6
M 3 39 41 (80) 14 . 6
Wunler von:
CDU II 1 25 42 (66) 23 11
M 2 74 24 (98) o 0
II 3 73 26 (99) 1 0
DSU II 3 84 16 (100) 0 0
(SBD)PDS 1.1 1 5 14 (19) 28 53
11 2 5 31 (36) 29 3o
11 3 8 46 (54) 36 10
LDP 11 1 14 38 (52) 29 19
H 2 44 48 (92) 8 0
li 3 65 29 (94) 6 0
SPD 11 1 33 34 (67) 27
r
O
11 2 46 43 (89) 9 o
K 3 43 47 (90) 7 5
DBD i: 1 12 42 (54) 28 18
H 2 29 48 (77) 21 2
ü 3 33 61 (94) 6 0
Arbeiter U 1 15 33 (48) 29 23
M 2 41 39 (80) 15 5
M 3 49 38 (87) 10 3
Angestellte M 1 11 27 (38) 30 32
LI 2 39 40 (79) 14 7
LI 3 40 43 (83) 15 2
Rentner 11 1 22 31 (53) 24 23
I.i 2 41 37 (78) 15- 7
H 3 44 37 (81) 15 4
Anfang März sprechen sich faktisch alle Sympathisanten der C 
DSU und fast alle der LDP, DBD und SPD für ein einheitliches 
schland aus. Die Anhänger der PDS sind mehrheitlich dafür, 4 
zent von ihnen sprechen trotz Wehlaussage der PDS (schrittv,- 
Überwindung der Spaltung1 der deutschen Ilation) gegen einen 
gungsprozeß aus. Auch bei den PDS-Anhängern ist aber incges 
sehen der mehr oder -weniger starke Trend zur Unterstützung 
Vereinigung ablesbar. Hund jeder fünfte Rentner ist gegen e 
Vereinigung. Wie schon bei der II 2 (Februar 1990) sind v/eib 
3efragte etwas 'weniger entschieden als männliche für die Yc- 
gung, ein etwas größerer Teil von ihnen (Gesamtgruppe 20 (1, 
liehe Arbeiter 22 %, -weibliche Angestellte 21 ;3) ist öagege
Ts o. 7: Befürwortung einer sofortigen Einheit
Sind Sie für eine sofortige Einheit? (nur wer sich zuvor 
für die Einheit ausgesprochen hatte; in Klammer : bezo­
gen auf die Gesamtgruppe)
ja nein Da bin ich unent-
 _________________________________________________schieden__________
M  2 39 (31) 41 20
M  3 48 (40) 33 19
männlich H 2 41 (34) 42 20
M 3 50 (44) 35 15
weiblich M 2 37 (28) 40 23
H 3 46 (37) 31 23
15-24 J. M 2 36 (28) 44 20
11 3 48 (38) 33 19
Arbeiter 11 2 46 (37) 37 17
H 3 53 (46) 31 16
Angest. M 2 34 (27) 46 20
M 3 44 (36) 38 18
Rentner M 2 41 (32) 38 21
H 3. 49 (40) 26 25
Wähler von:
CDU U 2 64 (62) 21 15
M 3 73 (72) 14 13
DSU I.I 3 81 (81) 9 10
PDS U 2 12 (4) 79 9
M 3 12 (6) 77 11
SPD H 2 38 (34) 43 19
H 3 40 (36) 36 24
DBD 11 2 32 (25) 46 22
M 3 35 (33) 42 23
Die knappe Hälfte (48 (1) spricht sich für eine sofortige Vereini­
gung aus ( Februar : 39 %), rund ein Drittel plädiert für einen 
längeren Zeitraum, jeder fünfte ist in dieser Hinsicht noch unent­
schieden. Vor allem CDU- und DSU-Anhänger sprechen sich für eine 
sofortige Einheit aus. Andererseits vertreten diese Parteien am 
konsequentesten die Interessen jener 3ürger, die für einen 
schnellstmöglichen Anschluß der DDH an die BRD sind. Hier ist wohl
such der Hauptgrund für den erheblichen Zuwachs an Anhängerschaft - 
bei den Parteien der Allianz zu suchen. Aber besonders bei der CDU 
ist festzustellen, daß diese Orientierung nicht von allen Anhängern 
getrogen ;vird - rund ein Viertel möchte dafür einen längeren Zeit­
raum vorsehen. Von den Anhängern der SPD sind weniger als die Hälf­
te für die sofortige Einheit; sie entsprechen damit der Orientie­
rung der SPD, den Weg zur Einheit mit Bedacht und nicht unter Zeit­
druck zu gehen. Ähnliches gilt für die Anhänger der DBD, die für 
ein stufenweises, für die Völker Europas berechenbares Zusonnen- 
waohsen eintritt. Die überwiegende Hehrheit der PDS-Sympathisanten 
iss gegen eine sofortige Einheit in Sinne der Orientierung der PDS 
auf einen schrittweisen Übergang zu einen deutschen Staatenbund.
lab. S: Haltung zur Neutralität eines vereinten Deutschland
Hoch einmal zur Vereinigung von DDR und 3RD:
Sollte ein vereinigtes Deutschland militärisch neutral
sein?
ja nein Da bin ich
___________________unentschieden
H 3 60 13 27
Vereinigung DDR/BRD: t
sehr dafür 53 10 29
aber dafür als dagegen 65 9 26
eher dagegen als dafür 73 3 24
salr dagegen 6l 15 24
Verbleib in der DDR:
auf jeder, fall bleiben 62 11
wahrscheinlich bleiben 57 17 26
v.a hrsaheir.li ch/a uf j eden
lall auareisen 29 32 39
111er von:
111 37 33 30
111 50 15 31
122 53 15
112 63 11 26
122 87 S 24
122 81 5 14
1-rür.e rarsc-i 83 0 17
£l Prozent plädieren für die militärische Neutralität eines ver­
einigter. Deutschland. Hur 13 Prozent v e r n e i n e n  sie, mehr als ein 
Viertel ist ir. dieser Hinsicht unentschieden. Für Neutralität sind 
insbesondere jene Bürger, die auf jeder. Pall in der DDR bleiben
v/ollen (das sind 71 % aller Bürger; s. u.). ?ür militärische Neu­
tralität sprechen sich überdurchschnittlich häufig die Anhänger 
der SPD, DBD, PDS und der Grünen Partei aus, dagegen vor allem An­
hänger der DSU.
A. Verbleib in der DDR, Zuhunftsootimismus
Tab. 9: Haltung zum Verbleib in der DDR
V/er den Sie weiterhin in der DDR leben?
1 Ich bleibe auf jeden Pall hier
2 Ich werde wahrscheinlich hier bleiben
3 Ich werde wahrscheinlich susreisen
4 Ich werde auf jeden Pall susreisen
1 2 3 4
II 1 83 16 1 0
U 2 62 33 4 1
K 3 72 25 2 1
männlich 1.1 1 82 17 1 0
M 2 59 36 4 1
a  3 69 28 3 0
v.-eiblich U 1 88 12 0 0
a  2 66 29 4 1
II 3 74 24 1 1
Wähler von:
CDU H 1 81 19 0 0
a  2 62 29 8 1
a  3 71 27 2 0
SPD II 1 67 32 1 0
a  2 63 34 3 0
H 3 75 24 1 0
D3D 11 1 88 12 0 0
H 2 79 21 0 0
U 3 88 9 3 0
PDS M 1 97 3 0 0
a  2 91 8 1 0
a  3 88 12 0 0
-Familienstand: II 2
ledig 43 46 10 2
verheiratet 68 30 2 0
verwitwet/gesch. 71 24 4 1
Nach cea erheblichen Anstieg der Ausreisewilligen zwischen November
19SS (h 1) und Februar 1990 (AI 2) ist ihr Anteil Anfang März auf
drei Prozent zurückgegangen (was noch immer einer realen Anzahl von
knapp 500 000 Bürgern entsprechen würde; das entspricht etwa den
Prognosen verschiedener Quellen, die für 1990 zwischen 400 000 und
700 COC weitere Übersiedler annehmen). Der Anteil derer, die auf/
jeden Pall in der DDR bleiben wollen, ist auf 72 Prozent angestie­
gen, liegt damit aber noch immer unter dem Niveau vom November 1989 
(bis Ende 1989 hatten insgesamt 344 000 Bürger die DDR verlassen, 
davon rund drei Viertel Jugendliche; seit Jahresbeginn lag die Zahl 
der täglichen Übersiedler in die BRD bei rund 2300 bis 2500). Er­
wähnt werden muß in diesem Zusammenhang, daß einer Umfrage des 
"Stern" zufolge im Februar 68 Prozent cer Bundesbürger sich gegen 
die weitere Aufnahme von Übersiedlern aus der DDR ausgesprochen hat­
ten; nur 28 Prozent befürworten eine freie Einreise. Aus’ diesen und 
weiteren Ergebnissen geht hervor, daß die anfänglich positive Stim­
mung gegenüber den Übersiedlern aus der DDR deutlich umgeschlagen 
ist ("Stern" Nr. 10/1990).
Nach wie vor ist unter den 15- bis 24jährigen der Anteil derer am 
geringsten, die auf .jeden Fall in der DDR bleiben -.veilen; dagegen 
ist bei ihnen der Anteil derer am höchsten, die sich mit A.usreise- 
absichten tragen.
Tab. 10 : Haltung zum Verbleib in der DDR, nach AItersgruppe.n
differenzier t
1 2 3 4
15 bis 24 Jahre 50 44 4 2
25 bis 34 Jahre 65 33 2 ru/
35 bis 44 Jahre 68 30 2 0
45 bis 54 Jahre 78 21 1 c
55 bis 64 Jahre 39 o 1 1
65 Jahr e und älter 95 3 2
Waren eC im Februar 12 Prozent der 15- c i s; 24jähr i&en, die cie DDR
verlassen wollten, sind es in iiärz noch immer 6 Prozent bzw. in 
realer, Zahlen runc 120 000 Jugendliche!
Die folgende Tabelle informiert für alle drei 17 nfragen über die 
Anteile der Befragten, die "auf jeden Fall" in der DDR bleiben 
wollten bzw. sie verlassen wollten:
Tab. 11a Anteil der Bürger, die mit Bestimmtheit in der DDR bleiben 
” wollen nach Altersgruppen differenziert (in Klammer: die
sie mit Bestimmtheit oder wahrscheinlich verlassen wollen)
Altersgruppen
15-■24 J. 25--34 J. 35-•44 <1. 45--54 J. 55-• 64 J. 65 0 •
und
älter
13 1 72 (3) 79 (1) 61 (0) 85 (1) 93 (1) 98 (0)
U 2 38 (12) 49 (6) 55 (5) 73 (1) 83 (0) 92 (0)
M 3 50 (6) 65 (2) 68 (2) 78 (1) 89 (2) 95 (2)
Für die nach den Vclkskammerwahlen am 18.3. su berufene Regierung 
wird es zu den wichtigsten Aufgaben gehören, vor allem den jungen 
Bürgern die Sicherheit zu geben, daß es sich lohnt, in diesem Teil 
Deutschlands zu bleiben.
Der Anteil der Befragten, die ihre Zukunft optimistisch sehen 
(s. Tab. 12), ist mit rund drei Viertel deutlich großer als noch 
im Februar (61 %). Das gilt vor allem für die jungen Bürger, wäh­
rend die älteren, insbesondere die Rentner, weitaus pessimistischer 
in die Zukunft sehen. Augenfällig ist der Zusammenhang mit der von 
vielen erwarteten Vereinigung.
Von denen, die sehr für die Einheit beider Staaten plädieren, se­
hen 82 Prozent ihre Zukunft optimistisch; von jenen dagegen, die 
sie sehr ablehnen, dagegen nur 34 Prozent! Die näher rückende Ver­
einigung ist vor allem für jene Bürger ein Grund, zuversichtlich 
in die Zukunft zu blicken, die ohne Wenn und Aber auf diese Ver­
einigung setzen. Das belegen auch die Differenzierungen entspre­
chend der Parteienpräferenzen. Vor allem die Anhänger der LDP,
DSU und CDU äußern mehrheitlich ZukunftsOptimismus, weitaus weni­
ger dagegen die Anhänger der PDS und der DBD!
Mehrheitlich, pessimistisch äußern sich Bürger, die sich mit Aus­
reiseplänen tragen.
1 optimistisch
2 eher optimistisch eis pessimistisch
3 eher pessimistisch als optimistisch
4 pessimistisch
1 2 3
2 23 38 30
3 32 40 23
männlich 11 2 24 27
I.i 3 36 39 20
weiblich M 2 22 35 34
E 3 30 40 25
Arbeiter M 2 24 39 28
11 3 37 39 20
ingestellte I.'i 2 20 42 31
li 3 27 42 26
Rentner 11 2 22 33 35
I.I 3 ' 31 36 25
0-24 J. 11 2 29 -2 26
n 3 44 1 C
Vereinigung DDR/BRD:
sehr dafür 4 o 3~ 12
eher dafür 2A JLC 24
eher dagegen 22  ^L 45
sehr dagegen 10 2:. 37
Verbleib in der DDR:
auf jeden Rail bleiben 35 22
v; c hr s c he i n 1 i c h bleibe r. 26 *T*r 25
•.vc hrc c he i n 1 i ch/a uf jeden 
Rnll ausreisen 19! 1 C
V/ähler von :
DBD 21 3- 42
?D3 24 *. j ~ - J
Grüne Partei 16 62 1 £
SPD 32 £ 19
DSU ,11 20
CDU 46 1 2





























Überprüfung der Repräsentanz der Stichprobe






Es ergaben sich folgende Verteilungen (in %) mit Angabe der Ubei 
schreitungswahrscheinlichkeit für den Chiquadrat-Anpassungstest:












He ubrandenburg 3,7 3,2
Potsdam 6,8 5,9
Rostock 5,5 5,7
Schwerin 3,6 2,5 .
Suhl 3,3 3,2
Verteilung nach IVohnortgröße: P(chiq) = 0, 821
Sollwerte Stichprobe
unter 2000 E7/ 23,2 21,3
2000 bis unter 10000 BW 18,1 17,9
10000 bis unter 100000 EYJ 31,7 29,6




























unter 25 Jahre 18,4 18,4
25 bis unter 35 1 9 , 6 20, 1
35 bis unter 45 15,0 13,2
45 bis unter 55 17,7 14,5
55 bis unter 65 12,7 11,9
6o •Jahre und älter 1 6, 6 i o, 2
Verteilung nach Geschlecht: ?{chiq) = 0,951
Sollwerte_______ Stichprobe
r.ännli ch 46,8 46,7
weiblich 53,2 p 3, 3
In den Merkmalen Bezirk, '.Vohnortgröße, Alter und Geschlecht i 
eine sehr gute Übereinstimmung zwischen den Yerglcichswertsr. 
denen der Stichprobe anhand der ?(chiq )-.7erte festzustellon. 
Vsrkr.cl sozial-ökonomische Gruppe r/eist eine hinreichend gute 
einstInnung au:, so daß die Stichprobe für die überprüfbarer, 
r.ele als repräsentativ angenommen werden kann.
